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ProblemfÅlle

Redaktion:

Neuregelung

StGB).

Am 21. Juni 1976 ist das 15. StrafrechtsÅnderungsgesetz

in Kraft getreten, das die Ñnderung der Bestimmungen

Éber den Schwangerschaftsabbruch enthÅlt. Damit ist

die durch das 5.Strafrechtsreformgesetz vom 18. 6. 1974

begonnene, vom Bundesverfassungsgericht teilweise fÉr

verfassungswidrig erklÅrte Reform abgeschlossen wor-

den.

Nunmehr ist der Arzt, der mit Einwilligung der

Schwangeren einen Schwangerschaftsabbruch durch-

fÉhrt, nicht mit Strafe bedroht, wenn

Ç eine Indikation im Sinne des $ 218a Strafgesetzbuch

(StGB) vorliegt,

Ç die Schwangere Ç abgesehen von der medizinischen

Indikation Ç mindestens drei Tage vor dem Eingriff

von einer behÄrdlich anerkannten Beratungsstelle

oder einem sachkundigen Arzt Éber die zur VerfÉ-

gung stehenden Äffentlichen oder privaten Hilfen fÉr

Schwangere, MÉtter und Kinder beraten worden ist

($ 218b StGB),

Ç die Schwangere von einem Arzt Éber die Årztlich be-

deutsamen Gesichtspunkte beraten worden ist und

Ç dem Arzt, der den Schwangerschaftsabbruch vor-

Die Schwangerschaft darf nach $ 218a abgebrochen

werden, wenn der Abbruch unter BerÉcksichtigung der

gegenwÅrtigen und zukÉnftigen LebensverhÅltnisse der

Schwangeren nach Årztlicher Erkenntnis angezeigt ist,

um die Gefahr fÉr das Leben oder eine schwerwiegende

BeeintrÅchtigung des kÄrperlichen oder seelischen Ge-

sundheitszustandes der Schwangeren abzuwenden, wenn

die Gefahr auf andere fÉr sie zumutbare Weise nicht

abgewendet werden kann.

Die Voraussetzungen fÉr den Schwangerschaftsab-

bruch nach $ 218a StGB gelten auch als erfÉllt, wenn

nach Årztlicher Erkenntnis

Ç so schwerwiegende gesundheitliche SchÅdigungen des

Kindes infolge einer Erbanlage oder schÅdlicher Ein-

flÉsse vor der Geburt zu erwarten sind, daÖ von der

Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft

nicht verlangt werden kann, oder

Ç wenn die Schwangerschaft rechtswidrig aufgezwun-

gen wurde oder

Ç wenn der Abbruch der Schwangerschaft sonst ange-

zeigt ist, um von der Schwangeren die Gefahr einer

Notlage abzuwenden, die so schwer wiegt, daÖ die
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Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt wer-

den kann und wenn die Notlage nicht auf andere zu-

mutbare Weise abgewendet werden kann.

Bei Vorliegen eugenischer GrÉnde dÉrfen seit der

EmpfÅngnis nicht mehr als 22 Wochen, in den beiden

anderen FÅllen nicht mehr als 12 Wochen vergangen

sein.

Der Schwangerschaftsabbruch darf grundsÅtzlich nur

in KrankenhÅusern oder sonst zugelassenen Einrichtun-

gen durchgefÉhrt werden. In einigen BundeslÅndern

kÄnnen solche Gruppenpraxen zugelassen werden, die

Éber die notwendigen Einrichtungen verfÉgen.

Vor der Nidation gilt eine Schwangerschaft als nicht

vorhanden. $ 219d StGB besagt nÅmlich, daÖ Handlun-

gen, deren Wirkung vor AbschluÖ der Einnistung des

befruchteten Eies in der GebÅrmutter eintritt, nicht als

Schwangerschaftsabbruch im Sinne des StGB gelten.

Der Arzt, der zur DurchfÉhrung des Schwanger-

schaftsabbruches bereit ist, darf sich nicht auf die Indi-

kation des anderen Arztes verlassen. Vielmehr muÖ er

sich selbst vergewissern, daÖ eine Indikation fÉr einen

nichtrechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch gegeben

ist. Er trÅgt also die volle Verantwortung dafÉr, daÖ

nicht rechtswidrig vorgegangen wird. Er ist auch ver-

antwortlich dafÉr, daÖ die Patientin vor dem Schwan-

gerschaftsabbruch beraten worden ist, und zwar sowohl

Éber die sozialen Hilfen als auch Éber die medizinischen

Gesichtspunkte. Zwar kann aufgrund des $ 218b die

medizinische Beratung auch von einem anderen Arzt

durchgefÉhrt werden. Da der den Eingriff durchfÉh-

rende Arzt aber der Einwilligung der Schwangeren be-

darf und hierfÉr eine umfassende AufklÅrung voraus-

gesetzt wird, sollte er in jedem Falle diese Beratung

selbst vornehmen.

Problematisch und gesetzlich nicht eindeutig geklÅrt

ist die Einwilligung einer minderjÅhrigen Schwangeren.

Die Rechtsprechung geht davon aus, daÖ die Einwilli-

gung keine rechtsgeschÅftliche Handlung ist. Vielmehr

handelt es sich um die ErmÅchtigung zur Vornahme ei-

ner tatsÅchlichen Handlung, also um eine rechts-

geschÅftsÅhnliche Handlung (1). Die Einwilligung in den

Årztlichen Eingriff resultiert aus dem Recht auf Selbstbe-

stimmung. Die Selbstentscheidungs- und Einwilligungs-

fÅhigkeit entspricht aber nicht der VolljÅhrigkeit oder

der GeschÅftsfÅhigkeit. Eine analoge Anwendung der

Bestimmungen Éber die GeschÅftsfÅhigkeit hat der Bun-

desgerichtshof daher in seiner Entscheidung vom

5. 12. 1958 (2) abgelehnt. Die Einwilligung setzt die

Kenntnis des Eingriffs sowie der Sachlage und damit die

UrteilsfÅhigkeit bezÉglich der Art und der Bedeutung

sowie der Folgen des Eingriffs voraus. Daraus folgt, daÖ

nicht die VolljÅhrigkeit oder GeschÅftsfÅhigkeit oder ein

bestimmtes Alter maÖgebend sein kann, sondern allein

die UrteilsfÅhigkeit. UrteilsfÅhig ist die Patientin, wenn

sie die Bedeutung des Eingriffs sowie der mÄglichen

Folgen oder Gefahren erkennen kann und die verstan-

desmÅÖige und sittliche Reife und Urteilskraft besitzt,

um die Tragweite der MaÖnahme fÉr Gesundheit und

LebensglÉck zu ermessen, die FÉr und Wider des Ein-

griffs abzuwÅgen und sich dementsprechend zu entschei-

den (3). -

Die zivil- und strafrechtliche Rechtsprechung hat

allerdings eine Einwilligung MinderjÅhriger nur dann

als Rechtfertigung fÉr eine Årztliche MaÖnahme, die im-

mer noch unter den Tatbestand der KÄrperverletzung

subsumiert wird, angesehen, wenn die Eltern nicht er-

reichbar sind oder wenn der Eingriff unaufschiebbar ist

(4). Ist die Schwangere zwar noch minderjÅhrig, aber

schon 16 Jahre alt, so sollte allerdings ihre Entschei-

dung, das Kind austragen zu wollen, respektiert wer-

den. Bei Vorliegen medizinischer, kindlicher oder krimi-

nologischer Indikation wird man aber unter UmstÅnden

einer gegenteiligen Entscheidung des gesetzlichen Ver-

treters mehr Gewicht beilegen mÉssen.

Diese fÉr den Heileingriff vertretene Auffassung des

Bundesgerichtshofes ist auch auf die Einwilligung

Schwangerer in einen Schwangerschaftsabbruch Éber-

tragbar. Übertragbar deshalb, weil ein solcher Abbruch

von der Årztlichen Feststellung einer als medizinisch

anzusehenden Indikation abhÅngig gemacht werden

muÖ. Wenn auch die Indikation besonders stark von

sozialen Elementen getragen sein kann, so handelt es

sich dennoch um eine vom Arzt nach seinen Erkennt-

nissen zu treffende Entscheidung, ob die sozialen GrÉn-

de. eine so schwerwiegende Notlage herbeifÉhren, daÖ

die Fortsetzung nicht zumutbar ist.

Die Zumutbarkeit wird der Arzt in besonderem MaÖe

aus der Sicht der MÄglichkeiten psychischer und physi-

scher BewÅltigung der durch die Schwangerschaft her-

vorgerufenen Probleme beurteilen. Deshalb besteht kein

ersichtlicher Grund, hier anderen GrundsÅtzen Geltung

zu verschaffen als einem Årztlichen Heileingriff.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daÖ eine

minderjÅhrige Patientin mÄglicherweise zwar eine

rechtswirksame Einwilligung erklÅren, daÖ sie aber nach

geltendem Recht keinen Behandlungsvertrag ohne Ge-

nehmigung des gesetzlichen Vertreters abschlieÖen

kann. Ist sie in einer gesetzlichen Krankenversicherung

selbst versichert, so hat sie nach dem Gesetz Éber die

flankierenden MaÖnahmen Anspruch darauf, daÖ die

Krankenkasse die Kosten Ébernimmt. Ist sie dagegen

bei ihren Eltern mitversichert, so muÖ sie sich von diesen

einen Krankenschein beschaffen lassen. Als Privatpatien-

tin benÄtigt sie fÉr die Wirksamkeit des Vertrages die

Genehmigung der Eltern.

Damit der Arzt im Falle eines juristischen Angriffs

die notwendigen Beweismittel in der Hand hat, ist es

ratsam, in dem Krankenblatt ausfÉhrliche Aufzeichnun-

gen zu machen, zum Beispiel Éber

Ç die AufklÅrung in medizinischer Hinsicht, das heiÖt

Éber die Wirkungen und Nebenwirkungen des Ein-

griffs und etwaige Folgen fÉr die Zukunft,

Ç Éber die UrteilsfÅhigkeit bei MinderjÅhrigen bzw. die

Zustimmung der Eltern,

Ç Éber die ausdrÉcklich erklÅrte Einwilligung,

Ç Éber Angaben der Patientin Éber den Zeitpunkt der

EmpfÅngnis.

Weiterhin sind der Patientenkartei die schriftliche

Feststellung einer Indikation durch einen anderen Arzt

($ 219 StGB) sowie schriftliche BestÅtigung, daÖ eine

Beratung von einer behÄrdlich anerkannten Beratungs-
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stelle oder einem sachkundigen Arzt Éber die sozialen

Hilfen erfolgt ist ($ 218b StGB), beizufÉgen.

In den meisten BundeslÅndern sind bis zu einer end-

gÉltigen gesetzlichen Regelung Richtlinien fÉr die Bera-

tung der Schwangeren nach $ 218b StGB erlassen wor-

den. Hiernach sind neben den GesundheitsÅmtern be-

reits eine Reihe von Beratungsstellen ausdrÉcklich

anerkannt worden. Ihre Adressen werden von den zu-

stÅndigen Stellen bekanntgegeben.

Ñrzte, die nicht selbst den Schwangerschaftsabbruch

vornehmen, dÉrfen diese Beratung, die unabhÅngig von

der Beratung Éber die medizinischen Belange stattzufin-

den hat, vornehmen, wenn sie

Ç als Mitglied einer anerkannten Beratungsstelle mit

der Beratung vertraut sind oder

- von einer BehÄrde, KÄrperschaft, Anstalt oder Stif-

tung des Äffentlichen Rechts als Berater anerkannt

sind oder

Ç- sich durch Beratung mit einem Mitglied einer aner-

kannten Beratungsstelle oder mit einer SozialbehÄrde

oder auf andere geeignete Weise Éber die im Einzel-

fall zur VerfÉgung stehenden Hilfen unterrichtet

haben.

Die Beratung darf sich nicht auf eine AufzÅhlung der

Hilfen beschrÅnken oder gar durch Übergabe von Infor-

mationsschriften ersetzt werden. Sie muÖ dem Zweck,

den Schutz des werdenden Lebens zu gewÅhrleisten, ent-

sprechend ausfÉhrlich und auf den Einzelfall bezogen

durchgefÉhrt werden.

Nur bei rein medizinischen GrÉnden fÉr einen Ab-

bruch der Schwangerschaft ist die Beratung Éber soziale

Hilfen nicht vorgeschrieben und kann deshalb unter-

bleiben. \

Ein groÖer Teil der Ñrzte und der AngehÄrigen der

medizinischen Assistenzberufe hat sich schon wÅhrend

der Diskussion um den $ 218 gegen den Schwanger-

schaftsabbruch aus anderen als aus medizinischen GrÉn-

den gewandt. Nach der gegenwÅrtigen Rechtslage kann

niemand gezwungen werden, an einem Schwanger-

schaftsabbruch mitzuwirken (5). Auch der Krankenhaus-

trÅger als Arbeitgeber darf grundsÅtzlich den Arzt oder

die Pfleger und Schwestern nicht unter Druck setzen und

deren Mitwirkung zur Dienstobliegenheit erklÅren. An-

Ç

dererseits kann aber der KrankenhaustrÅger die Vor-

nahme von SchwangerschaftsabbrÉchen in seinem Haus

untersagen.

Bereits vor Inkrafttreten des áneuen $ 218à wurde

vom Gesetzgeber festgelegt, daÖ Versicherte Anspruch

auf Leistungen bei einem nicht rechtswidrigen Schwan-

gerschaftsabbruch durch einen Arzt haben. Nach dem

neu in die Reichsversicherungsordnung eingefÉhrten

$ 200f und den entsprechenden Bestimmungen in ande-

ren Gesetzen (zum Beispiel Bundessozialhilfegesetz,

Knappschaftsgesetz) werden Årztliche Beratung Éber die

Erhaltung der Schwangerschaft, Årztliche Untersuchung

und Begutachtung zur Feststellung der Voraussetzungen

fÉr einen Schwangerschaftsabbruch, Årztliche Behand-

lung, Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmit-

teln sowie Krankenhauspflege gewÅhrt. Auch ein An-

spruch auf Krankengeld bzw. Lohn- oder Gehaltsfort-

zahlung ist bei ArbeitsunfÅhigkeit, die auf einem nicht

rechtswidrigen Årztlichen Schwangerschaftsabbruch be-

ruht, gesetzlich fixiert worden. Der BundesausschuÖ der

Ñrzte und Krankenkassen hat in Richtlinien Éber son-

stige Hilfen: Ñrztliche MaÖnahmen zur EmpfÅngnis-

regelung, zur Sterilisation und zum Schwangerschafts-

abbruch vom 17. 12. 1975 Einzelheiten zum Zwecke der

sinnvollen Verwendung der Gemeinschaftsmittel (6) er-

lassen.
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